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Vernehmlassung zur Anderung des Fernmeldegesetzes 

Sehr geehrte Frau Bundesratin 

Mit Schreiben vom 11 . Dezember 2015 ladt das UVEK die Kantonsregierungen ein, zur Ver­
lage der Ànderung des Fernmeldegesetzes (FMG) Stellung zu nehmen. 

lm Namen und Auftrag des Regierungsrats teile ich lhnen mit, dass wir die Vorlage geprüft 
haben und deren lnhalte im Wesentlichen begrüssen. Wir erachten es ais richtig und wichtig, 
das FMG der dynamischen Entwicklung des Fernmeldemarkts und den aktuellen Gegeben­
heiten anzupassen. 

Wir erlauben uns jedoch die folgenden grundsatzlichen Bemerkungen zur Revisionsvorlage. 

1. Zeitpunkt 

Die Revision erfolgt zu einem verfrühten Zeitpunkt. Die geplanten Gesetzesanpassungen 

beziehen sich namlich nur auf die (alten) Kupfernetze. Die Glasfaser- bzw. die Mobilfunknet­

ze sollen (noch) nicht reguliert werden . Doch gerade diese Netze sind unsere Gegenwart 

und Zukunft. Würde mit der Revision des FMG noch etwas zugewartet, ware einerse its bes­

ser ersichtlich , ob und wie der Wettbewerb mit diesen neuen Netzen funktioniert. Zum an­

dern waren die leistungsfahigen Netze bereits weiter ausgebaut, was die Entscheidung zwi­

schen Wettbewerb und lnfrastrukturausbau einfacher gemacht hatte. Mit dem jetzt gewahlten 

Vorgehen wird das FMG schon bald wieder nachgebessert werden müssen . 


2. Massnahmen Kinder- und Jugendschutz 

Weil Eltern ihre Kompetenzen zum Jugendmedienschutz ais schwach einstufen, sollen An­

bieterinnen von Mobilfunk- oder lnternetzugangen zu entsprechender Beratung verpflichtet 

werden. Bereits heute gibt es aber zahlreiche Hilfestellungen im Netz. An lnformations­

moglichkeiten fehlt es nicht. Auch wenn wir für das Anliegen des Kinder- und Jugendschut­

zes Verstandnis haben, widerspricht die vorgeschlagene Regelung dem Subsidiaritatsprin­

zip, wonach jeder Einzelne sein Tun zu verantworten hat. 
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3. Bekampfung Werbeanrufe und hohe Roaminggebühren 
Mit der Schaffung von rechtlichen Grundlagen, um gegen unerwünschte Werbeanrufe und 
hohe Roaminggebühren vorgehen zu konnen, wird einem wichtigen Anl iegen der Kundinnen 
und Kunden Rechnung getragen. Ob sich aber gestützt auf diese neuen Rechtsgrundlagen 
auch tatsachlich griffige Massnahmen gegen Missbrauchspraktiken realis ieren lassen, wird 
sich zeigen. 

Wir danken lhnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 
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